
helfen. Altenteils- und Leibrentenverträge, alte Pacht­
verhältnisse, Wegerechte und Erbrechtsfälle sind 
typisch für das Entstehen von Rechtsstreitigkeiten, in 
denen versucht wird, mit dem sozialistischen Recht 
alte, überholte Rechtsbeziehungen aufrechtzuerhalten 
oder sogar neu zu schaffen. So ging es in einem Erb­
rechtsstreit darum, ob bestimmte Erben berechtigt 
seien, in einen Betrieb mit staatlicher Beteiligung ein­
zutreten. Dieses Verfahren wurde richtigerweise durch 
den Direktor des Bezirksgerichts Leipzig gemäß § 28 
GVG herangezogen.
3. Heranziehung zur Lösung von Grundfragen 

der Rechtsanwendung und Rechtsgestaltung
Insoweit gibt es zunächst beachtliche Möglichkeiten, 
mit der Heranziehung die von anderen Leitungsein­
richtungen zu lösenden Aufgaben wirksam zu fördern. 
Das betrifft insbesondere die Vorbereitung und Um­
setzung von Grundsatzfragen, die das Oberste Gericht 
und die Bezirksgerichte auf ihren Plenartagungen be­
handeln. So hat es sich z. B. ausgezeichnet bewährt, 
daß mehrere Direktoren der Bezirksgerichte LPG- 
Rechtsstreitigkeiten, denen Probleme zugrunde lagen, 
die auf dem 9. Plenum des Obersten Gerichts behan­
delt werden sollten, herangezogen haben.
Ebenso bietet sich die Heranziehung zur Sicherung 
einer qualifizierten Rechtsprechung in Rechtsstreitig­
keiten aus spezifischen volkswirtschaftlichen Bereichen 
an. Zu diesem Zweck hat z. B. der Präsident des Ober­
sten Gerichts die Gerichte angewiesen, alle Warenzei­
chen-Streitsachen dem nach § 36 Abs. 2 WZG dafür zu­
ständigen Direktor des Bezirksgerichts Leipzig zur Ent­
scheidung darüber vorzulegen, ob er die Sache gemäß 
§ 28 GVG heranziehen will.
Auch zur Anregung des Erlasses, der Änderung oder 
Vervollständigung von Normativakten ist die Heran­
ziehung ein geeignetes Mittel. Zwar liegen einige gute 
Ergebnisse vor; trotzdem werden die bestehenden Mög­
lichkeiten längst nicht ausgeschöpft. Ein hervorragen­
des Beispiel gab es in Berlin. Bei einem Stadtbezirks­
gericht erhob ein Bürger Klage gegen eine Kfz.-Repara- 
turwerkstatt, weil diese in einen Pkw eine neue Kur­
belwelle eingebaut, die alte aber mit der Begründung 
einbehalten hatte, daß sie zwecks Regeneration kosten­
los abgeliefert werden müsse. Mit der Klage wurde 
Bezahlung der alten Kurbelwelle, hilfsweise ihre Her­
ausgabe verlangt. Obwohl der Streitwert nur 80 bis 
100 MDN betrug, beantragte der Generalstaatsanwalt 
von Groß-Berlin die Verhandlung der Sache vor dem 
Stadtgericht. Er trug vor, daß nach Überprüfungen 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion in vielen Repara­
turbetrieben die gleiche Praxis üblich sei. Sie beruhe 
auf Mitteilungen und einer Arbeitsrichtlinie des VEB 
Sachsenring Automobilwerke Zwickau. Das Stadtge­
richt bereitete die Verhandlung gut vor. Mit genauen 
Hinweisen hinsichtlich der erforderlichen Stellungnah­
men wurden Vertreter der Arbeiter-und-Bauern- 
Inspektion, des Ministeriums für Verkehrswesen, des 
Volkswirtschaftsrates und der WB Automobilbau zur 
Verhandlung geladen. Die Gerichtsverhandlung und die 
zu ihrer Vorbereitung herausgegebene Fragestellung 
bewirkten die Ausarbeitung einer Konzeption, die im 
Termin vor dem Stadtgericht durch die zuständigen 
Stellen als bestätigt vorgelegt werden konnte. Damit 
wurde die Entschädigung für abzuliefernde abgenutzte 
Pkw-Teile eindeutig geregelt. Das Verfahren wurde 
auf dieser Grundlage durch Vergleich beendet.
4. Heranziehung unter Berücksichtigung territorialer 

Besonderheiten
In den einzelnen Bezirken entstehen insbesondere 
wegen der unterschiedlichen ökonomischen Struktur, 
aber auch durch frühere landesübliche Entwicklungen,

z. B. auf dem Gebiet des Mietrechts, Rechtskonflikte 
besonderer Art, die keine das Gesamtgebiet der DDR 
betreffenden Grundfragen der Rechtsanwendung be­
rühren, für das einzelne Territorium aber sehr be­
deutsam sind. Für die richtige und einheitliche Lösung 
dieser Konflikte tragen die Bezirksgerichte vorrangig 
die Verantwortung. Der Charakter dieser Probleme 
bringt es mit sich, daß sie meist in einigen Kreisge­
bieten im wesentlichen gleichartig auftreten. Ebenso 
ist für sie typisch, daß sich aus ihnen neuartige und 
nicht unkomplizierte rechtliche Fragestellungen er­
geben, zu deren Beurteilung nicht nur eine hohe juri­
stische Qualifikation erforderlich ist, sondern auch 
spezifische volkswirtschaftliche oder andere wissen­
schaftliche Erkenntnisse und Erfahrungen einbezogen 
werden müssen, die im einzelnen Kreis nicht ausreichend 
vorhanden sind. Solche Erscheinungen, die oft zu einer 
Häufung von Zivil- und Arbeitsrechtsstreitigkeiten 
führen können, verlangen nach frühzeitiger, richtiger 
und vorbeugend wirkender Reaktion, die durch einen 
zielgerichteten Einsatz der Heranziehung erreicht wer­
den kann. In der Regel genügt es, ein anhängig ge­
wordenes Verfahren heranzuziehen und mit ihm ein 
Beispiel zu schaffen, das es den Kreisgerichten ermög­
licht, andere derartige Verfahren in gleicher Qualität 
durchzuführen. Es kam auch bereits vor, daß es durch 
die Heranziehung einer Sache und die Einbeziehung 
bezirklicher Organe und Einrichtungen in die Lösung 
des Streitfalls zu außergerichtlichen Regelungen kam, 
die den Interessen aller Beteiligten gerecht wurden. 
Das ersparte anderen Bürgern, die Gerichte zur Wah­
rung ihrer Rechte zu beanspruchen. Zum Beweis mag 
folgendes Beispiel genügen:
In einem Dorf zerstörten in den Boden gepumpte 
Kaliabwässer systematisch das Mauerwerk ungünstig 
stehender Häuser. Sanierungsarbeiten boten keine aus­
reichende Garantie für die Zukunft, außerdem wären 
die Kosten doppelt so hoch geworden, wie der Zeitwert 
der Häuser war. Der Betrieb erkannte seine Schaden­
ersatzpflicht grundsätzlich an. Es bestand Einigkeit 
zwischen den Beteiligten, daß der Betrieb günstigere 
Bauplätze stellt und daß darauf neue Häuser gebaut 
werden. Streit gab es darüber, in welcher Höhe für 
die aufzugebenden Häuser, die für 25 000 MDN gebaut 
worden waren, aber nur noch einen Zeitwert von rund 
11 000 MDN hatten, Entschädigung zu zahlen sei. Da 
keine Einigung erzielt wurde, verklagte schließlich 
einer der Betroffenen den Betrieb auf Leistung von 
Naturalersatz. Das Verfahren wurde an das Bezirks­
gericht herangezogen. Unter Beteiligung des Staats­
anwalts des Bezirks, der WB Kali, des Rates des Be­
zirks und einiger der Geschädigten kam es außerge­
richtlich zu einem Übereinkommen. Die Klage wurde 
zurückgenommen.
5. Heranziehung zur Lösung komplizierter Einzelfälle 
Die Heranziehung von Zivil- und Arbeitsrechtssachen 
wurde von den Direktoren der Bezirksgerichte ver­
schiedentlich mit der Begründung abgelehnt, daß die 
Sache keine über den Einzelfall hinausgehende Bedeu­
tung habe. Ein solcher. Grundsatz kann jedoch für die 
Entscheidung über die Heranziehung nicht allein be­
stimmend sein. Zwar wird sich die Heranziehung über­
wiegend dann anbieten, wenn sich aus einem Rechts­
streit Möglichkeiten ergeben, eine über den Einzel­
konflikt hinausgehende gesellschaftliche Wirksamkeit 
für die Bewußtseinsbildung der Bürger oder die Ent­
wicklung ökonomischer Prozesse zu erreichen bzw.. be­
stimmte Aufgaben des Bezirksgerichts in seiner Lei­
tungsfunktion für die Rechtsprechung zu erfüllen. Das 
schließt aber keineswegs aus, daß es auch Konfliktfälle 
geben kann, die, ohne daß sich damit weitergehende 
Ziele verknüpfen lassen, angesichts der ihnen zugrunde
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